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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Aus drei Gründen wollte Roger Köppel (svp, ZH) mit Hilfe einer parlamentarischen
Initiative Bundesratssitzungen und Mitberichtsverfahren öffentlich machen: Erstens
verschweige der Bundesrat politisch relevante Entscheide und umgehe damit das
Mitwirkungsrecht des Parlaments – Köppel verwies auf die Kohäsionszahlung an die EU
in der Höhe von CHF 1.3 Mrd., die die Regierung «geheim» gehalten habe; zweitens
würden mit öffentlichen Sitzungen die Indiskretionen aufhören, welche einzelne
Departemente gezielt nach aussen dringen liessen, um den Anliegen der eigenen
Departementschefin oder des Departementschefs zum Durchbruch zu verhelfen, um
andere Regierungsmitglieder anzugreifen oder um die öffentliche Meinung zu
beeinflussen; drittens könne dank dem einzuführenden Öffentlichkeitsprinzip auf das
Amt einer Bundesratssprecherin oder eines Bundesratssprechers verzichtet werden.
Köppel wies darauf hin, dass die Verhandlungen der Kantonsregierung im Kanton
Solothurn schon seit 1875 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden und der
Kanton damit gute Erfahrungen gemacht habe.
Die Ablehnung der SPK-NR war mit 18 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich. Die
Forderung sei nicht vereinbar mit dem Kollegialitätsprinzip, weil die Veröffentlichung
von Verhandlungen dazu führen könnte, dass die Parteien vermehrt Einfluss auf ihre
Bundesratsmitglieder nehmen würden, womit die Kompromissfindung erschwert
würde, begründete die Kommissionsmehrheit ihren Entscheid. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.02.2019
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 machte der Nationalrat kurzen Prozess mit der
parlamentarischen Initiative Köppel (svp, ZH), die verlangt hatte, dass
Bundesratssitzungen und Mitberichtsverfahren öffentlich gemacht werden.
Diskussionslos wurde das Anliegen mit 153 zu 34 Stimmen (keine Enthaltungen)
versenkt. Der Urheber des Vorstosses war bei der Abstimmung nicht zugegen, weshalb
es wohl auch zu keiner Debatte kam. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
MARC BÜHLMANN

Regierungspolitik

Weil der Ständerat auf einer Entschlackung der Legislaturplanung beharrt hatte,
musste die parlamentarische Initiative von Damian Müller (fdp, LU) auch vom
Nationalrat noch einmal beraten werden. Die SPK-NR empfahl freilich nach wie vor,
der Initiative keine Folge zu geben. Auch die Argumente waren noch immer die
gleichen: Der Vorstoss komme einer Entmachtung des Parlaments gleich. Wenn es den
Bericht zur Legislaturplanung lediglich zur Kenntnis nehmen könne, komme es seiner
Mitwirkungspflicht nicht nach. In der letzten Beratung der Legislaturplanung habe die
neu gewählte Bundesversammlung im Bereich der Gleichstellung oder der Klimapolitik
durchaus Akzente gesetzt. Eine Kommissionsminderheit aus FDP-Mitgliedern
argumentierte in der Debatte während der Wintersession 2021 vergeblich, dass das
aktuelle Vorgehen nicht befriedigend sei und eine neue Lösung gesucht werden sollte.
Wenn das Parlament der parlamentarischen Initiative Folge gebe, könne eine solche
alternative Lösung mindestens gesucht werden: «Wenn Sie heute Folge geben, können
Sie am Ende des Verfahrens immer noch Nein sagen, wenn Sie wirklich denken, dass es
sich um keine gute Lösung handelt», argumentierte etwa Damien Cottier (fdp, NE). Und
Kurt Fluri (fdp, SO) fragte, ob denn Motionen und parlamentarische Initiativen nicht
«präzisere und schärfere Waffen» seien als die Legislaturplanung. Die Entgegnung von
Kommissionssprecher Gerhard Pfister (mitte, ZG), dass man das Instrument der
Legislaturplanung bei Interesse an scharfen Instrumenten eben nicht noch stumpfer
machen solle, schien auch die Meinung der nationalrätlichen Mehrheit zu sein: Mit 166
zu 26 Stimmen versenkte die grosse Kammer die parlamentarische Initiative Müller
definitiv. Einzig die fast geschlossen stimmende FDP.Liberalen-Fraktion unterstützt von
Roger Köppel (svp, ZH) sprach sich für Folgegeben aus. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2021
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Eine Halbierung der Bezüge von Parlamentsmitgliedern fordert Roger Köppel (svp, ZH)
mit einer parlamentarischen Initiative. Die «verhängnisvolle Entwicklung», die immer
weiter weg vom eigentlichen Milizparlament führe, solle damit aufgehalten werden, so
der Zürcher SVP-Parlamentarier. Die Höhe der aktuellen Entschädigungen führe dazu,
dass immer weniger Parlamentarierinnen und Parlamentarier noch einem Beruf
nachgingen. Es gäbe je länger je mehr nur noch «Berufspolitiker» oder «privatisierende
Millionäre», aber kaum mehr «Selbstverantwortliche, aktive Unternehmer oder echte
Angestellte». Die Entschädigungen würden zudem einen Anreiz für unnötige und
ausufernde Sitzungen bieten. Köppel, der mit seinem Vorstoss einen altbekannten
Vorschlag von Christoph Blocher aufnahm, schlug konkrete Zahlen vor, die der Hälfte
der aktuell im Parlamentsressourcengesetz aufgeführten Beträge entsprechen: CHF
13'000 Jahreseinkommen für die Vorbereitung der Ratsarbeit; CHF 220 Taggeld; CHF
220 Entschädigung für die Kommissionspräsidien; CH 110 Entschädigung für
Berichterstattung. Diese Ressourcen sollen zudem steuerbar sein. Auch die
steuerfreien Zulagen für die Rats- bzw. Vizepräsidien sollen auf CHF 22'000 bzw. CHF
5'500 gekürzt werden. Explizit ausnehmen wollte Köppel Bereiche, die bereits von
anderen Vorstössen ins Visier genommen wurden: Bezüge für Mahlzeiten,
Mitarbeitende, Übernachtungen oder Reisen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2017
MARC BÜHLMANN

Als «kontraproduktiv» bezeichnete das Büro-NR in seinem Bericht die
parlamentarische Initiative Köppel (svp, ZH), mit der die Halbierung der Bezüge von
Parlamentsmitgliedern gefordert wurde. Das bestehende Entschädigungssystem wahre
nicht nur den Milizgedanken, sondern erlaube auch eine effiziente und sachliche
Behandlung der Ratsgeschäfte. Beides sei mit einer Halbierung der Bezüge nicht mehr
gewährleistet, da die Gefahr bestehe, dass nur noch Personen ein Parlamentsmandat
übernehmen würden, die nicht auf Einkommen angewiesen seien – im Bericht des
Büros wurde vor einem «Mandat als Hobby» gewarnt – oder mit ihrem Beruf bereits
eine starke Politikorientierung hätten, wie es beispielsweise bei Verbands- oder
Gewerkschaftsvertretenden der Fall sei. Das Büro verwies zudem auf seine Idee einer
Pauschalregelung, die freilich in der Zwischenzeit zurückgezogen worden sei. 
Eine aus den drei SVP-Mitgliedern bestehende Büro-Minderheit monierte hingegen,
dass die heutige Entschädigung einer gut bezahlten Vollzeitstelle im Berufsleben
entspreche und damit der Entwicklung hin zu einem Berufsparlament Vorschub
geleistet werde. Nur eine Halbierung würde Anreize setzen, dass Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wieder vermehrt einem Beruf ausserhalb des Parlaments
nachgehen würden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2018
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession versenkte der Nationalrat die parlamentarische Initiative Köppel
(svp, ZH), mit der eine Halbierung der Bezüge der Parlamentsmitglieder gefordert
wurde. Unterstützung erhielt der bei der Abstimmung nicht anwesende Zürcher
Nationalrat lediglich von 41 der 63 stimmenden SVP-Fraktionsmitglieder. Die restlichen
22 stimmten gemeinsam mit den anderen 123 anwesende Nationalrätinnen und
Nationalräten für die Beibehaltung der bestehenden Entschädigungen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
MARC BÜHLMANN

1) Medienmitteilung SPK-NR vom 1.2.19
2) AB NR, 2019, S. 867 f.
3) AB NR, 2021 S. 2494 ff.; Bericht SPK-NR vom 15.10.21
4) Pa.Iv.17.505; Parlamentsressourcengesetz vom 1.9.12
5) Bericht Büro-NR vom 9.11.18; WW, 30.8.18
6) AB NR, 2019, S. 874 f.
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